
Die auf der Tagesordnung stehende demokratische Frie
densregelung mit Deutschland hat die Aufgabe, den 
kriegswütigen deutschen Militarismus zu bändigen; mit 
dem Friedensvertrag soll dem Militarismus in West
deutschland ein entscheidender Schlag versetzt werden. 
Der Friedensvertrag stellt den Beitrag dar, den die 
internationale Arbeiterklasse und besonders die deut
sche Arbeiterklasse und die anderen friedliebenden 
Kräfte in Deutschland dazu zu erbringen haben. Das 
sind die Ziele, die mit dem Vorschlag, den deutschen 
Friedensvertrag abzuschließen, erreicht werden sollen. 
Sie entsprechen völlig dem, was die Völker im zweiten 
Weltkrieg, im Kampf gegen den deutschen Militarismus 
und Faschismus erreichen wollten; sie entsprechen 
ganz dem, was die Normen des Völkerrechts vom deut
schen Volk fordern.
In der gleichen Richtung liegen die von Chruschtschow 
kürzlich unterbreiteten Vorschläge, Verhandlungen der 
führenden Staatsmänner der Großmächte durchzufüh
ren, um einen Ausweg aus der entstandenen schwie
rigen Lage zu suchen sowie ein Abkommen der inter
essierten Mächte abzuschließen, in dem folgende Ver
einbarungen getroffen werden sollten:

1. Garantierter Zugang nach Westberlin,
2. Anerkennung beider deutscher Staaten und ihre 

Aufnahme in die UNO,
3. Verbot der atomaren Bewaffnung der beiden deut

schen Staaten,
4. Auseinanderrücken der Streitkräfte der NATO und 

des Warschauer Paktes in Mitteleuropa.
Diese Vorschläge entsprechen z. B. auch den in letzter 
Zeit entwickelten Gedanken einer Anzahl von Führern 
der britischen Labour-Partei. Sie sind ein anschauliches 
Beispiel zu der von Walter Ulbricht auf dem XXII. Par
teitag der KPdSU getroffenen Feststellung:

„Zum Unterschied von den herrschenden Kreisen 
Westdeutschlands sind führende Politiker der West
mächte nach dem 13. August zu einer realen Ein
schätzung der Lage gekommen. Sie erkennen an, daß 
zwei deutsche Staaten existieren und daß die Lage 
in Westberlin anomal ist.“

Von der sich gegenwärtig andeutenden Verständigungs
möglichkeit ausgehend, erklärte dann N. S. Chru
schtschow in seinem Rechenschaftsbericht an den 
XXII. Parteitag der KPdSU:

„Die Sowjetregierung besteht auch jetzt auf der 
raschesten Lösung der deutschen Frage. Sie ist da
gegen, sie ewig hinauszuschieben. Wenn die West
mächte Bereitschaft zur Regelung des deutschen Pro
blems zeigen, so wird die Frage der Termine der 
Unterzeichnung eines deutschen Friedensvertrages 
nicht solche Bedeutung haben. Wir werden dann nicht 
darauf bestehen, den Friedensvertrag unbedingt bis 
zum 31. Dezember 1961 zu unterzeichnen. Die 
Hauptsache ist, die Frage zu lösen, die Überreste 
des zweiten Weltkrieges zu beseitigen, einen deut
schen Friedensvertrag zu unterzeichnen. Das ist das 
Grundlegende, darin liegt das Wesen der Sache.“ 

Damit ist der Standpunkt der sozialistischen Staaten 
erneut klar und präzise bestimmt. So wie bisher, so 
tritt das sozialistische Lager auch jetzt und zukünftig 
in voller Übereinstimmung mit dem demokratischen 
Völkerrecht dafür ein, daß alle ungeregelten Fragen 
im Sinne der Festigung des Weltfriedens und der Her
stellung freundschaftlicher Beziehungen zwischen allen 
Nationen friedlich, d. h. auf dem Wege gleichberechtig
ter Verhandlungen, geklärt werden. Die sozialistischen 
Staaten halten sich im Gegensatz zu den imperialisti
schen Mächten, die Verhandlungen entweder ganz ab
lehnen oder sie zumindest möglichst lange hinauszu
schieben versuchen, streng an die durch Art. 2 Abs. 3 
der UNO-Charta statuierte Verpflichtung, internatio
nale ..Streitfragen mit friedlichen Mitteln in einer sol
chen Weise“ zu regeln, „daß der Weltfriede, die inter

nationale Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht ge
fährdet werden“; sie halten sich an den Art. 33 der 
Charta, in dem es heißt:

„Die Parteien in irgendeinem Streitfall, dessen Fort
dauer geeignet ist, die Aufrechterhaltung des Welt
friedens und der internationalen Sicherheit zu ge
fährden, sollen in erster Linie eine Lösung durch 
Verhandlungen ... suchen.“

Beide deutsche Staaten haben das Recht und die Pflicht 
zum Abschluß eines demokratischen Friedensvertrages

Im Potsdamer Abkommen wurde die Regelung getrof
fen, daß der Außenministerrat der Großmächte zur 
Vorbereitung einer friedlichen Regelung für Deutsch
land benutzt werden wird, „damit das entsprechende 
Dokument durch die für diesen Zweck geeignete Re
gierung Deutschlands angenommen werden kann, nach
dem eine solche Regierung gebildet sein wird“ (Abschn. 
II, 3 [I]). Es erhebt sich im Hinblick auf diese Klausel 
die Frage nach der Rechtslage, die dadurch entstanden 
ist, daß an die Stelle des untergegangenen Deutschen 
Reiches im Verlauf der Nachkriegsentwicklung infolge 
der völkerrechtswidrigen Spaltungspolitik der West
mächte zunächst nicht ein einheitlicher, friedliebender, 
demokratischer deutscher Staat trat, sondern zwei 
deutsche Staaten, von denen der eine, die Bundes
republik, den von der Geschichte verurteilten Milita
rismus repräsentiert, während der andere, die DDR, 
den Frieden verkörpert.
Die Rechtslage ist eindeutig. Beide deutsche Staaten 
sind Nachfolgestaaten des ehemaligen Deutschen Rei
ches. Gemäß den Normen des demokratischen Völker
rechts sind sie mit ihrer Gründung ipso jure in alle 
Rechte und Pflichten des ehemaligen Deutschen Reiches 
nachgefolgt, die dem gegenwärtigen demokratischen 
Völkerrecht nicht widersprechen.
Deshalb heißt es in der Erklärung unserer Regierung 
vom August 1956 ganz richtig, die DDR bestehe „auf 
ihrem Mitwirkungsrecht bei der Behandlung von Fra
gen, die sich aus den unter Beteiligung Deutschlands 
getroffenen internationalen Regelungen — wie beispiels
weise aus Konventionen — ergeben“.
Die DDR und die Bundesrepublik sind aber auch Nach
folger hinsichtlich derjenigen völkerrechtsgemäßen 
Rechte und Pflichten des Deutschen Reiches, die nicht 
durch unter seiner Beteiligung getroffene internationale 
Vereinbarungen begründet worden sind, so insbeson
dere hinsichtlich des Rechts auf und der Pflicht zum 
Abschluß eines demokratischen Friedensvertrages. Das 
ergibt sich daraus, daß — wie dies auch Art. 2 Abs. 6 
der UNO-Charta bestätigt— jeder Staat, also auch das 
Deutsche, Reich bzw. seine Nachfolgestaaten, die an der 
Herausbildung des neuen, demokratischen Völkerrechts 
in der Periode der Anti-Hitler-Koalition keinerlei An
teil gehabt haben, automatisch, also unabhängig von 
ihrem Willen, durch die grundlegenden Normen des 
Völkerrechts berechtigt und verpflichtet werden. Die 
Tatsache, daß zu den Grundprinzipien des gegenwär
tigen Völkerrechts das Recht auf Frieden und die 
Pflicht zum Frieden einschließlich des Rechts auf und 
der Pflicht zum Abschluß eines demokratischen Frie
densvertrages gehört, sofern dieser noch aussteht, be
darf hier keines weiteren Beweises.
In diesem Zusammenhang muß bemerkt werden, daß 
die Nachfolgestaaten keine Rechte und Pflichten er
werben, die mit denen des Vorgängers identisch sind, 
sondern originäre Rechte und Pflichten erwerben, die 
denen des Vorgängers entsprechen. Seine Ursache hat 
dies darin, daß es keine Identität zwischen einem un
tergegangenen Staat und dem an seine Stelle getretenen 
Neustaat (bzw. Neustaaten) gibt.
Die sozialistischen Staaten sind unter Berücksichtigung 
der nationalen Interessen des deutschen Volkes an 
einem einheitlichen Friedensvertrag mit beiden deut
schen Staaten interessiert; eine solche Friedensregelung
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